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Die Gesetzesmaterialien zum folgenden Gesetz (Blg LT 13. GP: Regierungsvorlage 543 und Ausschussbericht 584, jeweils 5. Sess) 
können von der Landtagskanzlei, Postfach 527, 5010 Salzburg, Telefon (0662) 80 42-32 50, Fax (0662) 80 42-27 75, zum Selbstkos-

tenpreis bezogen werden bzw sind unter der Internet-Adresse http://www.salzburg.gv.at/pol-verw/landtag/lpi-aktuell.htm abfragbar. 
________________________________________________________________________________________________ 
 
 
 

65. Gesetz vom 28. Mai 2008, mit dem das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987 und das Landes-Vertrags-
bedienstetengesetz 2000 geändert werden 

 
 
Der Salzburger Landtag hat beschlossen: 
 

Artikel I 
 
Das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, LGBl Nr 1, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 48/2008, wird 
geändert wie folgt: 
 
1. Im § 9b Abs 3 wird das Zitat „§ 84 der Strafprozeßordnung 1975“ durch das Zitat „§ 78 StPO“ ersetzt. 
 
2. Im § 36 Abs 3 werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 
2.1. In der Z 1 lauten die lit a und b: 

„a) Mitteilung über die Beendigung des Strafverfahrens nach der StPO oder des verwaltungsbehördlichen Strafverfah-
rens oder des Verfahrens vor dem Unabhängigen Verwaltungssenat; 

 b) Mitteilung der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des Strafverfahrens;“ 
 
2.2. Die Z 2 lautet: 

„2. für die Dauer eines Strafverfahrens nach der StPO oder eines bei einem Unabhängigen Verwaltungssenat oder einer 
Verwaltungsbehörde anhängigen Strafverfahrens;“ 

 
3. Im § 46 Abs 1 wird das Zitat „§ 84 der Strafprozeßordnung 1975, BGBl Nr 631,“ durch das Zitat „§ 78 StPO“ ersetzt. 
 
4. Im § 50 werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 
4.1. Im Abs 1 wird das Zitat „§ 84 StPO“ durch das Zitat „§ 78 StPO“ ersetzt. 
 
4.2. Im Abs 2 wird die Wortfolge „gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Strafverfahren“ durch die Wortfolge „Straf-
verfahren nach der StPO oder verwaltungsbehördlichen Strafverfahren“ ersetzt. 
 
4.3. Im Abs 3 Z 1 lautet die lit a: 

„a) die Mitteilung der Staatsanwaltschaft über die Einstellung des Strafverfahrens;“ 
 
4.4. Im Abs 3 wird in der Z 2 die Wortfolge „das gerichtliche oder verwaltungsbehördliche Strafverfahren“ durch die Wort-
folge „das Strafverfahren nach der StPO oder das verwaltungsbehördliche Strafverfahren“ ersetzt. 
 
5. Im § 78a entfallen die Absatzbezeichnung „(1)“ und der Abs 2. 
 
6. Im § 130 lautet die Z 41: 

„41. Strafprozeßordnung 1975 (StPO), BGBl Nr 631, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 93/2007;“ 
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7. Im § 131 wird nach Abs 13 angefügt: 

„(14) Die §§ 9b Abs 3, 36 Abs 3, 46 Abs 1, 50, 78a und 130 sowie lit B im I. Teil der Anlage in der Fassung des Geset-
zes LGBl Nr 65/2008 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft.“ 
 
8. Im I. Teil der Anlage wird in der lit A nach der Überschrift „Amtstitel“ und in der lit B jeweils die Wortfolge „Leiter der 
Landtagskanzlei“ durch die Wortfolge „Leiter der Landtagsdirektion“ ersetzt. 
 

Artikel II 
 
Das Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, LGBl Nr 4, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl Nr 48/2008, wird 
geändert wie folgt: 
 
1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der den § 4 betreffenden Zeile eingefügt: 

„§ 4a Funktionsbezeichnungen“ 
 
2. Im § 3 entfallen in der Z 1 die Worte „und Autobahnmeisterei“ und wird das Wort „Landtagskanzlei“ durch das Wort 
„Landtagsdirektion“ ersetzt. 
 
3. Nach § 4 wird eingefügt:  
 

„Funktionsbezeichnungen 
 

§ 4a 
 
Vertragsbedienstete, die eine der im I. Teil lit B der Anlage zum L-BG angeführten Funktionen ausüben, sind berechtigt, 
die dort jeweils angeführten besonderen Amtstitel als Funktionsbezeichnung zu führen. § 16 Abs 2 L-BG findet sinnge-
mäß Anwendung.“ 
 
4. Im § 19 Abs 3 wird das Zitat „§ 84 der Strafprozeßordnung“ durch das Zitat „§ 78 StPO“ ersetzt.  
 
5. Im § 42 Abs 1 werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 
5.1. Im ersten Satz wird im Klammerausdruck nach dem Wort „Verwaltungsdienstzulage,“ das Wort „Verwendungszula-
ge,“ eingefügt. 
 
5.2. Im zweiten Satz werden nach dem Wort „Verwaltungsdienstzulage,“ die Worte „die Verwendungszulage,“ eingefügt. 
 
6. Im § 56 Abs 3b entfällt der letzte Satz. 
 
7. Im § 76 lautet die Z 28: 

„28. Strafprozeßordnung 1975 (StPO), BGBl Nr 631, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl I Nr 93/2007;“ 
 
8. Im § 81 wird nach Abs 5 angefügt: 

„(6) Die §§ 3, 4a, 19 Abs 3, 42 Abs 1, 56 Abs 3b und 76 in der Fassung des Gesetzes LGBl Nr 65/2008 treten mit dem 
auf die Kundmachung dieses Gesetzes folgenden Monatsersten in Kraft.“ 
 
 
 

Holztrattner 
 

Burgstaller 
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Das Landesgesetzblatt für das Land Salzburg wird vom Land Salzburg herausgegeben und erscheint nach Bedarf. Die 

Landesgesetzblätter sind im Internet unter www.salzburg.gv.at abfragbar oder können beim Landespressebüro, Amt der 
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